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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über technische Arbeitsmittel 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Dieses Gesetz gilt für das Inverkehrbringen 
und Ausstellen von technischen Arbeitsmitteln, die 
nicht als Einzelstücke hergestellt oder die noch nicht 
in Gebrauch genommen worden sind. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für 

1. Luft-, Wasser- und Schienenfahrzeuge so- 
wie die der Straßenverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung unterliegenden Straßenfahr- 
zeuge; 

2. überwachungsbedürftige Anlagen nach 
§ 24 der Gewerbeordnung-, 

3. technische Arbeitsmittel, die ausschließlich 
zur Verwendung bei Tätigkeiten bestimmt 
sind, die der Überwachung nach dem 
Atomgesetz oder nach Vorschriften, die 
auf Grund des Atomgesetzes erlassen wer- 
den können, unterliegen; 

4. technische Arbeitsmittel, die ausschließlich 
zur Verwendung in der Bundeswehr, dem 
Zivilschutzkorps, dem Bundesgrenzschutz 
oder der Polizei bestimmt sind; 

5. technische Arbeitsmittel, die ihrer Bauart 
nach ausschließlich zur Verwendung in den 
der Aufsicht der Bergbehörden unterlie- 
genden Betrieben bestimmt sind; 

6. technische Arbeitsmittel, soweit andere 
Vorschriften, die dem Gefahrenschutz nach 
§ 3 dieses Gesetzes dienen, ihr Inverkehr- 
bringen oder Ausstellen regeln, 

(3) Vorschriften, die dem Gefahrenschutz nach § 3 
dienen und den Arbeitgeber hierzu verpflichten, blei- 
ben unberührt. 

§2 

(1) Technische Arbeitsmittel im Sinne dieses 
Gesetzes sind verwendungsfertige Arbeitseinrich- 
tungen, vor allem Werkzeuge, Arbeitsgeräte, 
Arbeits- und Kraftmaschinen, Hebe- und Förderein- 
richtungen sowie Beförderungsmittel. Verwendungs- 
fertig sind Arbeitseinrichtungen, die bestimmungs- 
gemäß verwendet werden können, ohne daß weitere 
Teile eingefügt zu werden brauchen. Verwendungs- 
fertig sind Arbeitseinrichtungen auch, wenn alle 
Teile, aus denen sie zusammengesetzt werden, von 
demselben Hersteller oder Einführer überlassen wer- 
den, wenn sie nur noch aufgestellt oder angeschlos- 


sen zu werden brauchen, oder wenn die Arbeitsein- 
richtungen vom Hersteller oder Einführer ohne die 
Teile überlassen werden, die üblicherweise geson- 
dert beschafft und bei der bestimmungsgemäßen Ver- 
wendung eingefügt werden. 

(2) Den Arbeitseinrichtungen im Sinne des Ab- 
satzes 1 stehen gleich: 

1. Schutzausrüstungen, die nicht Teil eines 
technischen Arbeitsmittels sind; 

2. Einrichtungen, die zum Beleuchten, Behei- 
zen, Kühlen sowie zum Be- oder Entlüften 
bestimmt sind; 

3. Haushaltsgeräte; 

4. Sport- und Bastelgeräte sowie Spielzeug, 

(3) Inverkehrbringen im Sinne dieses Gesetzes 
ist jedes überlassen technischer Arbeitsmittel an 
andere. 

(4) Ausstellen im Sinne dieses Gesetzes ist das 
öffentliche Aufstellen oder Vorführen von tech- 
nischen Arbeitsmitteln zum Zwecke der Werbung. 

(5) Bestimmungsgemäße Verwendung im Sinne 
dieses Gesetzes ist 

1. die Verwendung, für die die technischen 
Arbeitsmittel nach den Angaben des Her- 
stellers oder Einführers, insbesondere nach 
ihren Angaben zum Zwecke der Werbung, 
geeignet sind, oder 

2. die übliche Verwendung, die sich aus der 
Bauart und Ausführung der technischen 
Arbeitsmittel ergibt. 

§3 

(1) Der Hersteller oder Einführer von technischen 
Arbeitsmitteln darf diese nur in den Verkehr brin- 
gen oder ausstellen, wenn sie nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik so beschaffen sind, 
daß Benutzer oder Dritte bei ihrer bestimmungs- 
gemäßen Verwendung gegen Gefahren für Leben 
oder Gesundheit soweit geschützt sind, wie es die 
Art der bestimmungsgemäßen Verwendung gestat- 
tet; dies gilt nicht, soweit die technischen Arbeits- 
mittel nach den Angaben dessen hergestellt worden 
sind, der sie verwenden will. Von den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik darf abgewichen 
sein, wenn der Gefahrenschutz auf andere Weise ge- 
währleistet ist. 

(2) Soweit bestimmte Gefahren durch die Art der 
Aufstellung oder Anbringung des technischen Ar- 
beitsmittels zu verhüten sind, ist hierauf beim In- 
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verkehrbringen oder Ausstelien des technischen 
Arbeitsmittels in ausreichender Weise hinzuweisen. 


§4 

(1) Die Durchführung dieses Gesetzes obliegt den 
nach Landesrecht zuständigen Behörden. Soweit 
andere Maßnahmen nicht ausreichen, um zu verhin- 
dern, daß technische Arbeitsmittel in den Verkehr 
gebracht oder ausgestellt werden, die den Voraus- 
setzungen des § 3 nicht entsprechen, kann die zu- 
ständige Behörde dem Hersteller oder Einführer das 
Inverkehrbringen oder Ausstellen eines technischen 
Arbeitsmittels untersagen. Die Verfügung ist zu be- 
gründen. Die Mängel sind in der Verfügung zu be- 
zeichnen. 

(2) Die zuständige Behörde hat insbesondere zu 
prüfen, ob eine Verfügung nach Absatz 1 zu erlassen 
ist, wenn ihr von einer für den Arbeitsschutz zustän- 
digen Behörde oder einem Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung berichtet worden ist, daß 

1. ein technisches Arbeitsmittel einen Mangel 
in seiner Beschaffenheit aiifweist, durch 
den Leben oder Gesundheit des Benutzers 
oder Dritter bei bestimmungsgemäßer Ver- 
wendung gefährdet wird, oder 

2. bei der Benutzung eines technischen Ar- 
beitsmittels ein Unfall eingetreten ist und 
begründeter Anlaß zu der Annahme be- 
steht, daß der Unfall auf einen Mangel in 
der Beschaffenheit des technischen Arbeits- 
mittels zurückzuführen ist. 

§ 5 

(1) Die zuständige Behörde hat, wenn nicht 
Gefahr im Verzug oder der Mangel in der Beschaf- 
fenheit des technischen Arbeitsmittels offensichtlich 
ist, vor der Entscheidung über den Erlaß einer Un- 
tersagungsverfügung einen Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung zu hören, dessen Mitglieder tech- 
nische Arbeitsmittel der gleichen Art verwenden. 

(2) Die zuständige Behörde soll vor der Entschei- 
dung über den Erlaß einer Untersagungsverfügung 
den Ausschuß für technische Arbeitsmittel hören. 

(3) Wird gegen eine Untersagungsverfügung 
Widerspruch eingelegt, so hat die für die Entschei- 
dung über den Widerspruch zuständige Behörde vor 
ihrer Entscheidung den Ausschuß für technische 
Arbeitsmittel zu hören, wenn dieser nicht nach Ab- 
satz 2 gehört worden ist oder wenn im Widerspruchs- 
verfahren neue Tatsachen vorgebracht werden und 
deswegen eine abweichende Stellungnahme des Aus- 
schusses nicht ausgeschlossen erscheint. 

§ß 

(1) Die Beauftragten der zuständigen Behörde 
können vom Hersteller oder Einführer die zur Erfül- 
lung ihrer Aufgaben erforderlichen Auskünfte ver- 
langen. Der zur Auskunft Verpflichtete kann die 


Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren 
Beantwortung ihn selbst oder einen der im § 383 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeich- 
neten Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Ver- 
folgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(2) Die Beauftragten der zuständigen Behörde 
sind befugt, Räume oder Grundstücke, in oder auf 
denen technische Arbeitsmittel zum Zwecke des In- 
verkehrbringens lagern oder ausgestellt sind, zu be- 
treten, die technischen Arbeitsmittel zu besichtigen 
und zu prüfen, insbesondere hierzu in Betrieb zu 
nehmen. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird inso- 
weit eingeschränkt. Wer technische Arbeitsmittel in 
den Verkehr bringt oder ausstellt, hat den Beauftrag- 
ten der zuständigen Behörde die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderliche Hilfe zu leisten. 

§7 

(1) Beim Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung wird ein Ausschuß für technische Arbeits- 
mittel eingesetzt. Dem Ausschuß sollen sachverstän- 
dige Vertreter der Aufsichtsbehörden der Länder, 
der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung, der 
Arbeitgebervereinigungen, der Gewerkschaften und 
der beteiligten Verbände angehören. Die Mitglied- 
schaft ist ehrenamtlich. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung beruft im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Wirtschaft die sachverständigen Vertreter 
als ständige Mitglieder oder als Mitglieder im Ein- 
zelfalle in den Ausschuß. Der Ausschuß gibt sich eine 
Geschäftsordnung und wählt den Vorsitzenden aus 
seiner Mitte. Die Geschäftsordnung und die Wahl 
des Vorsitzenden bedürfen der Zustimmung des Bun- 
desministers für Arbeit und Sozialordnung, der seine 
Entscheidung im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft trifft. 

(3) Die Bundesminister sowie die für den Arbeits- 
schutz zuständigen obersten Landesbehörden haben 
das Recht, zu den Sitzungen des Ausschusses Vertre- 
ter zu entsenden. Diesen Vertretern ist auf Verlan- 
gen in der Sitzung das Wort zu erteilen. 

§8 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. einer vollziehbaren Verfügung nach § 4 

Abs. 1 zuwiderhandelt, oder 

2. entgegen § 6 

a) eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt 
oder 

b) eine Besichtigung oder Prüfung nicht 
duldet. 

(2) Eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 
kann, wenn sie vorsätzlich begangen ist, mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark, 
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wenn sie fahrlässig begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu fünfundzwanzigtausend Deutsche Mark, 
eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 2 kann 
mit einer Geldbuße bis zu eintausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 

§9 

(1) Die Bußgeldvorschriften des § 8 Abs. 1 gel- 
ten auch für denjenigen, der als vertretungsberech- 
tigtes Organ einer juristischen Person, als Mitglied 
eines solchen Organs, als vertretungsberechtigter 
Gesellschafter einer Personenhandelsgesellschaft 
oder als gesetzlicher Vertreter eines anderen han- 
delt. Dies gilt auch dann, wenn die Rechtshandlung, 
welche die Vertretungsbefugnis begründen sollte, 
unwirksam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung des 
Betriebs oder eines Teils des Betriebs eines anderen 
beauftragt oder von diesem ausdrücklich damit be- 
traut ist, in eigener Verantwortung Pflichten zu 
erfüllen, die dieses Gesetz auferlegt. 


§ 10 

(1) Begeht jemand in einem Betrieb eine durch 
§ 8 Abs. 1 mit Geldbuße bedrohte Handlung, so kann 
gegen den Inhaber oder Leiter des Betriebs oder 
den gesetzlichen Vertreter des Inhabers oder ein 
Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung berufenen 
Organs einer juristischen Person oder einen ver- 
tretungsberechtigten Gesellschafter einer Personen- 
handelsgesellschaft eine Geldbuße festgesetzt wer- 
den, wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig ihre Auf- 
sichtspflicht verletzt haben und der Verstoß hierauf 
beruht, 

(2) Die Geldbuße bemißt sich nach § 8 Abs. 2. 


§ 11 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs oder als Proku- 
rist einer juristischen Person oder als vertretungs- 
berechtigter Gesellschafter oder als Prokurist einer 
Personenhandelsgesellschaft eine Ordnungswidrig- 
keit nach § 8 Abs. 1, so kann auch gegen die juri- 
stische Person oder die Personenhandelsgesellschaft 
eine Geldbuße nach Maßgabe des § 8 Abs. 2 fest- 
gesetzt werden. 


(2) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt, das die juristische Person 
oder die Personenhandelsgesellschaft für die Ord- 
nungswidrigkeit empfangen, und für den Gewinn, 
den sie aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat. 

§ 12 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in 
seiner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter 
einer mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes be- 
trauten Verwaltungsbehörde bekanntgeworden ist, 
unbefugt offenbart, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Gefäng- 
nis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geldstrafe 
erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer ein frem- 
des Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vorausset- 
zungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, unbe- 
fugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 13 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
erläßt im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft und mit Zustimmung des Bundesrates 
nach Anhörung des Ausschusses für technische 
Arbeitsmittel zur Durchführung dieses Gesetzes All- 
gemeine Verwaltungsvorschriften. In diesen sind 
insbesondere die technischen Normen zu bezeichnen, 
in denen die allgemein anerkannten Regeln der 
Technik ihren Niederschlag gefunden haben. 

§ 14 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 15 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden sechsten Kalendermonats in 
Kraft. 
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Begründung 


I. 

Einführung 

Mit dem Gesetz über technische Arbeitsmittel soll 
der schon seit Jahrzehnten erhobenen Forderung 
nach einer Ergänzung des Unfallschutzes entspro- 
chen werden. Neben dem Arbeitgeber, der nach 
geltendem Arbeitsschutzrecht verpflichtet ist, für 
die Unfallsicherheit der von ihm beschafften und 
eingesetzten technischen Ailbeitsmittel Sorge zu 
tragen, soll nunmehr auch dem Hersteller oder 
Importeur die Verantwortung für die Unfallsicher- 
heit der von ihm in den Verkehr gebrachten oder 
ausgestellten technischen Arbeitsmittel übertragen 
und dadurch ein vorgreifender Gefahrenschutz ge- 
schaffen werden. 

Die Internationale Arbeitsorganisation (IAO), die 
seit Jahrzehnten einen verstärkten Maschinenschutz 
anstrebt, hat 1963 das Übereinkommen Nr. 119 über 
den Maschinenschutz mit ergänzender Empfehlung 
Nr. 118 verabschiedet. Die IAO will mit dem Über- 
einkommen Nr. 119 bei den Mitgliedstaaten errei- 
chen, durch gesetzgeberische oder andere, ebenso 
wirksame Maßnahmen dafür zu sorgen, daß 

a) Maschinen nicht verkauft, vermietet, auf andere 
Weise überlassen oder ausgestellt werden, bei 
denen hervorstehende Teile der beweglichen 
Maschinenelemente und Antriebselemente zur 
Verhütung von Unfällen nicht genügend ge- 
schützt sind, 

b) Maschinen nicht verwendet werden, bei denen 
nicht alle gefährlichen Teile zur Verhütung von 
Unfällen genügend geschützt sind. 

Die IAO legt den Mitgliedstaaten durch die Empfeh- 
lung Nr. 118 nahe, freiwillig darüber hinauszugehen 
und durch gesetzgeberische oder andere, ebenso 
wirksame Maßnahmen dafür zu sorgen, daß über- 
haupt nur solche Maschinen in den Verkehr ge- 
bracht oder ausgestellt werden, bei denen alle 
gefährlichen Teile zur Verhütung von Unfällen 
geschützt sind. 

Die Bundesregierung hat bei Zuleitung des Über- 
einkommens und der Empfehlung an die gesetz- 
gebenden Körperschaften — Drucksache IV/2860 — 
u. a. ausgeführt: 

„Die in Deutschland geltenden Vorschriften über 
die Verhinderung des Verkaufs und der Verwen- 
dung unzureichend geschützter Maschinen ent- 
sprechen weitgehend den Anforderungen des 
Übereinkommens. Es muß jedoch berücksichtigt 
werden, daß die ausschließliche Verantwortung 
für die Betriebssicherheit von serienmäßig gefer- 
tigten Maschinen beim Betreiber liegt. Dieser hat 
aber auf ihre Konstruktion in aller Regel keinen 
Einfluß. Es ist weiter zu bedenken, daß die 


sicherheitstechnische Beurteilung der Maschinen 
ein hohes Maß sicherheitstechnischen Wissens 
voraussetzt, das bei kleineren Betrieben nicht 
ohne weiteres vorhanden ist. Daher erscheint es 
zweckmäßig, daß bei nachgewiesenen Verletzun- 
gen der allgemein anerkannten Regeln der Sicher- 
heitstechnik auf die Hersteller der Maschinen ein- 
gewirkt werden kann." 

Durch den vorgelegten Gesetzentwurf soll dieser 
Ankündigung entsprochen werden. 

Der Gesetzentwurf bezieht sich nicht nur auf 
Maschinen im engeren Sinne, sondern, wie sich aus 
seinem § 2 Abs. 1 ergibt, auf alle verwendungsfer- 
tigen technischen Arbeitsmittel (einschließlich der 
Werkzeuge, Geräte und Fördermittel). Einbezogen 
sind ferner die sog. persönlichen Schutzausrüstun- 
gen, wie Schutzhelme, Sicherheitsschuhe, Atem- 
schutzausrüstung (§ 2 Abs. 2 Nr. 1) und Geräte zur 
Beheizung, Bekühlung und Belüftung (§ 2 Abs. 2 
Nr. 2). 

Mit dem Gesetzentwurf wird ferner der schon seit 
langem erhobenen Forderung entsprochen, die 
Unfallgefahren im privaten Haushalt vorbeugend 
zu bekämpfen. Den technischen Arbeitsmitteln im 
Sinne des Gesetzes sollen deshalb Geräte, die in 
privaten Haushalten verwendet werden, sowie 
Sportgeräte, Bastelgeräte und Spielzeug gleichge- 
stellt werden (§ 2 Abs. 2). 

Das Gesetz ist vor allem aus folgenden Gründen 
notwendig: 

1. Der Unfallschutz soll intensiviert werden. Der 
kleine und mittelständische Arbeitgeber soll ent- 
lastet werden. Die kleinen und mittelständischen 
Arbeitgeber, in deren Betrieb Sicherheitsinge- 
nieure nicht beschäftigt werden, sind bei dem 
bisherigen System überfordert. Sie sind häufig 
nicht in der Lage, die technisch immer kompli- 
zierter werdenden Apparate und Geräte sicher- 
heitstechnisch zu beurteilen. 

2. Die Unfallgefahren des Haushaltes müssen be- 
kämpft werden. In den privaten Haushalten gibt 
es jährlich etwa 8000 tödliche Unfälle. Die Haus- 
halte unterliegen nicht der Arbeitsaufsicht. Mit 
dem beim Hersteller ansetzenden vorgreifenden 
Gefahrenschutz wird die Unfallsicherheit der im 
Haushalt verwendeten technischen Arbeitsmittel 
wesentlich intensiviert. 

3. Für deutsche technische Arbeitsmittel tritt eine 
Werbewirkung ein. Jeder, auch der ausländische 
Besteller, kann sich darauf verlassen, daß in 
Deutschland produzierte technische Arbeitsmit- 
tel sicherheitstechnisch einwandfrei sind. 

4. Das Gesetz zwingt jeden Hersteller oder Impor- 
teur, nur solche serienweise produzierten tech- 
nischen Arbeitsmittel auf dem Markt anzubieten, 
die mindestens den allgemein anerkannten 
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Regeln der Sidierheitstechnik entsprechen. Damit 
wird verhindert, daß einzelne Hersteller oder 
Importeure ungeschützte technische Arbeitsmittel 
auf dem Markt anbieten, 

IL 

Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Nach Absatz 1 soll sich das Gesetz nur auf das 
Inverkehrbringen und Ausstellen technischer 
Arbeitsmittel beziehen; es soll sich nicht mit der 
Herstellung technischer Arbeitsmittel befassen. Erst 
wenn der Hersteller oder Einführer das technische 
Arbeitsmittel einem anderen überläßt oder ausstellt, 
muß es unfallsicher beschaffen sein. Das Gesetz soll 
sich nicht auf technische Arbeitsmittel beziehen, die 
als Einzelstücke hergestellt worden sind oder die 
zwar serienweise hergestellt, aber schon in Ge- 
brauch genommen worden sind. In diesen Fällen 
muß es den Abnehmern überlassen bleiben, die 
Unfallsicherheit im Hinblick auf den von ihnen vor- 
gesehenen Verwendungszweck zu prüfen. So muß es 
insbesondere bei gebrauchten technischen Aibeits- 
mitteln den Abnehmern überlassen bleiben, wenn 
notwendig, das technische Arbeitsmittel selbst 
unfallsicher herzurichten oder mit dem Abgeben- 
den zu vereinbaren, das technische Ailbeitsmittel in 
unfallsicherem Zustande zu liefern. Für die dem 
Gesetz unterliegenden technischen Arbeitsmittel ist 
die Verantwortlichkeit des Herstellers und Einfüh- 
rers für den Gefahrenschutz außerdem noch durch 
§ 3 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 eingeschränkt. Nach 
dieser Vorschrift sollen Hersteller und Einführer 
für die Unfallsicherheit der technischen Arbeitsmit- 
tel nicht verantwortlich sein, soweit die technischen 
Arbeitsmittel nach den Angaben dessen hergestellt 
worden sind, der sie verwenden will. 

In Absatz 2 ist für eine Reihe technischer Aiibeits- 
mittel bestimmt, daß das Gesetz für sie nicht gilt. 
In den Nummern 1 bis 3 dieses Absatzes sind tech- 
nische Arbeitsmittel aufgeführt, für die ein vor- 
greifender Gefahrenschutz nach diesem Gesetz nicht 
notwendig ist. In den für diese technischen Arbeits- 
mittel einschlägigen Vorschriften ist z. B. durch das 
Erfordernis von Typenzulassungen dafür gesorgt, 
daß nur sichere technische Arbeitsmittel in den Ver- 
kehr gelbracht werden, oder durch Erlaubnisvor- 
behalte sichergestellt, daß die zuständigen Behörden 
präventiv zum notwendigen Gefahrenschutz ein- 
greifen können. 

In den Nummern 4 und 5 sind technische Arbeits- 
mittel aufgeführt, die ausschließlich zur Verwen- 
dung in der Bundeswehr, dem Zivilschutzkorps, 
dem Bundesgrenzschutz, der Polizei oder den der 
Aufsicht der Bergbehörden unterliegenden Betrie- 
ben bestimmt sind. Für diese technischen Arbeits- 
mittel ist der allgemeine Gefahrenschutz nach die- 
sem Gesetz nicht notwendig. 

Die Nummer 6 betrifft technische Arbeitsmittel, für 
die in anderen, den Gefahrenschutz dienenden Vor- 


schriften das Inverkehrbringen oder Ausstellen 
geregelt ist. 

In Absatz 3 wird zur Klarstellung darauf hingewie- 
sen, daß dieses Gesetz die Verantwortlichkeit der 
Arbeitgeber für die Unfallsicherheit der in ihren 
Betrieben verwendeten technischen Arbeitsmittel 
unberührt läßt. 

Zu § 2 

In Absatz 1 wird der Begriff „technische Artbeits- 
mittel" definiert. Der Begriff des technischen 
Arbeitsmittels ist einerseits sehr umfassend, ande- 
rerseits ist er in folgender Hinsicht eingeschränkt: 

1. In den Begriff sind nur Arbeitseinrichtungen, 
nicht dagegen Arbeitsstoffe, einbezogen. Für 
diese gilt, soweit es sich um Arbeitsstoffe han- 
delt, die gesundheitsschädliche oder feuergefähr- 
liche Bestandteile enthalten, das Gesetz über 
gesundheitsschädliche und feuergefährliche 
Arbeitsstoffe vom 25. März 1939 (RGBl. I S. 581). 

2. In den Begriff tsind nur verwendungsfertige 
Arbeitseinrichtungen einbezogen. Die Arbeits- 
einrichtungen müssen also komplett sein. Dies 
ist auch dann der Fall, wenn der Hersteller oder 
Einführer dem Abnehmer alle Teile überläßt, 
laus denen die Arbeitseinrichtung zusammenge- 
setzt werden kann, oder wenn der Hersteller 
oder Binführer dem Abnehmer eine Arbeits- 
einrichtung überläßt, die erst verwendungsfertig 
ist, wenn sie aufgestellt oder angeschlossen oder 
ein Teil hinzugefügt ist, das üblicherweise ge- 
sondert beschafft und bei der Verwendung ein- 
igefügt wird. Letzteres ist beispielsweise der Fall, 
wenn Bohrmaschinen ohne Bohrer geliefert wer- 
den. 

In Absatz 2 werden Schutzausrüstungen sowie eine 
Reihe von Einrichtungen und Geräten dadurch, daß 
sie den Arbeitseinrichtungen gleichgestellt werden, 
in den Begriff des technischen Arbeitsmittels ein- 
bezogen. 

In Absatz 3 wird der Begriff „Inverkehrbringen" 
definiert. Ein Inverkehrbringen ist hiernach nur 
gegeiben, wenn die technischen Arbeitsmittel einem 
anderen tatsächlich übergaben werden. Es ist nicht 
gegeben, wenn der Hersteller oder Einführer die 
technischen Arbeitsmittel bloß feilhält oder anbie- 
tet oder, wenn beispielsweise nur erst ein Kaufver- 
trag abgeschlossen ist. 

In Absatz 4 wird der Begriff „Ausstellen" definiert. 
Die technischen Arbeitsmittel werden dann öffent- 
lich aufgestellt oder vorgeführt, wenn der Aufstel- 
lungs- oder Vorführungsort allgemein zugänglich 
ist, wie dies z. B. auf Märkten oder Messen der Fall 
ist, oder wenn der Aufstellungs- oder Vorführungs- 
ort von jedermann einsehbar ist, wie z. B. bei einer 
Aufstellung von technischen Arbeitsmitteln in 
einem Schaufenster. 

In Absatz 5 wird der Begriff „bestimmungsgemäße 
Verwendung" definiert. 
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Zu § 3 

Nach Absatz 1 werden Hersteller und Einführer 
technischer Arbeitsmittel verpflichtet, diese nur in 
unfallsicherem Zustande in den Verkehr zu brin- 
gen oder auszustellen. Händler, und zwar Groß- wie 
Einzelhändler, soweit sie nicht Importeure sind, sol- 
len nicht nach diesem Gesetz verpflichtet sein, nur 
geschützte technische Arbeitsmittel in den Verkehr 
zu bringen oder auszustellen. Von den Händlern 
kann wegen der Vielfältigkeit der Sortimente in der 
Regel nicht verlangt werden, die technischen 
Arbeitsmittel mit der notwendigen Genauigkeit 
sicherheitstechnisch zutreffend zu beurteilen. 
Importeure ausländischer technischer Arbeitsmittel 
müssen an die Stelle der Hersteller treten. 

Die Hersteller und Einführer müssen darauf achten, 
daß die technischen Arbeitsmittel den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik entsprechend so 
beschaffen sind, daß Benutzer, die sie bestimmungs- 
gemäß verwenden, und Dritte nicht mehr als unver- 
meidbar gefährdet werden. Im Bereiche des Maschi- 
nenbaues und der sonst in Frage kommenden Ferti- 
gungszweige haben sich allgemein anerkannte 
Regeln der Technik (einschließlich der Sicherheits- 
technik) entwickelt. Wenn diese allgemein aner- 
kannten Regeln der Technik befolgt werden, ist ein 
verhältnismäßig hoher Stand der Arbeitssicherheit 
erreicht. Die hier in Betracht kommenden Regeln 
der Technik sind dann allgemein anerkannt, wenn 
die Fachleute, die sie anzuwenden haben, davon 
überzeugt sind, daß die betreffenden Regeln den 
sicherheitstechnischen Anforderungen entsprechen. 
Es genügt nicht, daß bloß im Fachschrifttum die 
Ansicht vertreten oder in Fachschulen die Ansicht 
gelehrt wird, die Regel entspreche den technischen 
Erfordernissen. Die technische Regel muß in der 
Fachpraxis erprobt und bewährt sein. Es ist uner- 
heblich, ob einzelne Fachleute oder eine kleine 
Gruppe von Fachleuten die Regel nicht anerkennen 
oder überhaupt nicht kennen. Maßgebend ist die 
Durchschnittsmeinung, die sich in den Fachkreisen 
göbildet hat. 

Nach Satz 1 Halbsatz 2 sollen Hersteller und Ein- 
führer für die Unfallsicherheit der technischen 
Arbeitsmittel nicht verantwortlich sein, soweit die 
technischen Arbeitsmittel nach den Angaben dessen 
hergestellt worden sind, der sie verwenden will. 
Um eine Behinderung des technischen Fortschritts 
allgemein auszuschließen, ist in Absatz 1 Satz 2 
bestimmt, daß von den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik abgewichen werden darf, wenn 
der Gefahrenschutz auf andere, ebenso wirksame 
Weise gewährleistet ist. 

Nach Absatz 2 sind Hersteller und Einführer ver- 
pflichtet, in den Fällen, in denen der Gefahren- 
schutz nicht nur durch Konstruktion, Werkstoff und 
Schutzausrüstung sichergestellt ist, den Verwender 
darauf hinzuweisen, daß diese Gefahren durch eine 
bestimmte Art der Aufstellung oder Anbringung 
des technischen Arbeitsmittels zu verhüten sind. 

Zu § 4 

Absatz 1 ermöglicht es den zuständigen Behörden, 
das Inverkehrbringen und Ausstellen von tech- 


nischen Arbeitsmitteln zu verhindern, die den Vor- 
aussetzungen des § 3 nicht entsprechen. Die zustän- 
digen Behörden können letztlich einem Hersteller 
oder Einführer durch eine an ihn gerichtete Ver- 
fügung verbieten, ungeschützte technische Arbeits- 
mittel in den Verkehr zu bringen oder auszustellen. 
Nach Satz 3 ist die Verfügung zu begründen und 
nach Satz 4 sind die Mängel zu bezeichnen, damit 
der betroffene Hersteller oder Einführer aus der 
Verfügung klar ersehen kann, welche Schutzmaß- 
nahmen zu treffen sind, bevor das technische 
Arbeitsmittel in den Verkehr gebracht oder aus- 
gestellt werden darf. Ist die von der zuständigen 
Behörde erlassene Verfügung vollziehbar, sei es, 
daß die Verfügung unanfechtbar geworden oder daß 
ihre sofortige Vollziehung angeordnet worden ist, 
so kann die Behörde nach den Gesetzen der Län- 
der über das Verwaltungsvollstreckungsverfahren 
den betroffenen Hersteller oder Einführer zwingen, 
die Verfügung zu befolgen. Außerdem handelt der 
von der Verfügung Betroffene ordnungswidrig, 
wenn er die vollziehbare Verfügung nicht befolgt. 
Die in § 8 vorgesehene Geldbuße ist ohne beson- 
dere Androhung und Festsetzung verwirkt. 

In Absatz 2 ist vorgesehen, daß die zuständige Be- 
hörde, die im Rahmen ihres pflichtgemäßen Ermes- 
sens darüber befindet, ob sie einschreiten und eine 
Untersagungsverfügung erlassen will, in den unter 
1. und 2. genannten Fällen verpflichtet wird, zu 
prüfen, ob eine Untersagungsverfügung zu erlassen 
ist. Die Länder, die das Gesetz auszuführen haben, 
werden hierzu der Hilfe der Uberwachungsorgane 
bedürfen, die die Einhaltung der geltenden Vor- 
schriften auf den Gebieten des Arbeitsschutzes und 
der Unfallverhütung schon seit vielen Jahrzehnten 
überwachen. Hier sind insbesondere die Beamten 
der Gewerbeaufsichtsbehörden (§ 139 b der Gewer- 
beordnung) und die technischen Aufsichtsbeamten 
der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 
(§ 712 der Reichsversicherungsordnung) zu nennen. 
Diese Überwachungsorgane verfügen über die not- 
wendigen Sachkenntnisse, um die technischen 
Arbeitsmittel, die von den Herstellern oder Einfüh- 
rern in den Verkehr gebracht oder ausgestellt wer- 
den, sicherheitstechnisch zu beurteilen. Sie sind in 
der Lage, die technischen Arbeitsmittel, die sicher- 
heitstechnisch mangelhaft erscheinen, einer Prüfung 
zu unterziehen und den für den Erlaß von Unter- 
sagungsverfügungen zuständigen Behörden zu be- 
richten. Die Vorschrift wird deshalb zugleich ver- 
hindern, daß den für den Erlaß von Untersagungs- 
verfügungen zuständigen Behörden eine nicht zu 
bewältigende Uberwachungs auf gäbe auf gebürdet 
wird. 

Zu § 5 

Die Absätze 1 bis 3 enthalten Verwaltungsverfah- 
rensvorschriften. Diese Vorschriften sollen dazu bei- 
tragen, eine sehr sorgfältige sicherheitstechnische 
Prüfung des technischen Arbeitsmittels zu gewähr- 
leisten, bevor eine Untersagungsverfügung erlassen 
wird. 
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Zu § 6 

In den Absätzen 1 und 2 werden den Beauftragten 
der zuständigen Behörden die Befugnisse übertra- 
gen, die zur Durchführung ihrer Aufgabe erforder- 
lich sind. Sie können von den Herstellern oder Ein- 
führern sachdienliche Auskünfte verlangen. Sie 
können bei jedem, der technische Arbeitsmittel in 
den Verkehr bringt oder ausstellt, also nicht nur 
bei den Herstellern oder Einführern, Räume oder 
Grundstücke betreten, in oder auf denen technische 
Arbeitsmittel lagern oder ausgestellt sind. Sie kön- 
nen diese technischen Arbeitsmittel prüfen und 
diese hierzu insbesondere in Betrieb nehmen. Der 
Unternehmer ist verpflichtet, den Beauftragten die 
zur Erfüllung ihrer Aufgabe erforderliche Hilfe zu 
leisten. 

Zu § 7 

Der Ausschuß für technische Arbeitsmittel soll den 
zuständigen Behörden die notwendige sachverstän- 
dige Hilfe leisten. Der Ausschuß soll sich grund- 
sätzlich aus ständigen sachverständigen Mitgliedern 
zusammensetzen. In den Ausschuß sollen Fachleute 
der Behörden und Organisationen, die nach den 
geltenden Vorschriften in den Betrieben und Haus- 
haltungen die Afbeitssicherheit und Unfallverhü- 
tung zu überwachen haben (die Aufsichtsbehörden 
und die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung), 
und sachverständige Vertreter der interessierten 
Verbände in einem den Interessen entsprechend 
ausgewogenen Verhältnis berufen werden. Im Hin- 
blick auf den speziellen Sachverstand, der zur 
sicherheitstechnischen Beurteilung bestimmter tech- 
nischer Arbeitsmittel notwendig ist, kann der Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
für die sicherheitstechnische Beurteilung einzelner 
technischer Arbeitsmittel einen oder mehrere wei- 
tere Sachverständige zu Beratungen in den Aus- 
schuß berufen. 

In Absatz 2 ist vorgesehen, daß sich der Ausschuß 
eine Geschäftsordnung gibt und aus seiner Mitte 
einen Vorsitzenden wählt. 


In Absatz 3 ist bestimmt, daß die Bundesminister 
und die für den Arbeitsschutz zuständigen obersten 
Landesbehörden Vertreter in den Ausschuß entsen- 
den können, damit auch die Behörden in der Lage 
sind, ihre Gesichtspunkte dem Ausschuß vorzutra- 
gen. 

Zu den §§ 8 bis 12 

Die §§ 8 bis 11 enthalten die Bußgeldandrohungen. 
§12 bedroht den Geheimnisverrat durch Beauftragte 
der zuständigen Behörden mit Strafe. 

Zu § 13 

Zu dem Gesetzentwurf sollen vom Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft und mit Zustim- 
mung des Bundesrates Allgemeine Verwaltungsvor- 
schriften erlassen werden. In den Allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften soll vor allem auf die die 
Arbeitssicherheit betreffenden Normen 

des Deutschen Normenausschusses, 

des Verbandes Deutscher Elektrotechniker, 

des Deutschen Vereins von Gas- und Wasser- 
fachmännern, 

der Vereinigung der Technischen Uiberwachungs- 
Vereine 

verwiesen werden. 

Die zuständigen Behörden sollen angewiesen wer- 
den, die vorgenannten Normen heranzuziehen, 
wenn zu beurteilen ist, ob ein technisches Arbeits- 
mittel der Voraussetzung des § 3 entspricht. 

Zu den §§ 14 und 15 

Diese Vorschriften regeln die Geltung des Gesetzes 
im Land Berlin und den Zeitpunkt des Inkrafttre- 
tens. 

* 

Bund, Ländern und Gemeinden entstehen durch die 
Ausführung des Gesetzes keine zusätzlichen Kosten, 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. § 1 Abs. 1 

a) Vor dem Wort „Inverkehrbringen" ist das 
Wort „gewerbsmäßige" einzufügen. 

Begründung 

Das Gesetz über technische Arbeitsmittel 
soll den sogenannten vorgreifenden Arbeits- 
schutz dahin ergänzen, daß schon die Her- 
steller oder Importeure für die Unfallsicher- 
heit der von ihnen in Verkehr gebrachten 
oder ausgestellten technischen Arbeitsmit- 
tel verantwortlich gemacht werden. 

Es ist schon fraglich, ob dem Bund unter 
dem Gesichtspunkt des „Arbeitsschutzes" 
gemäß Artikel 74 Nr. 12 GG eine Befugnis 
zur Regelung der Unfallsicherheit von Haus- 
haltsgeräten im Sinne von § 2 Abs. 2 Nr. 3 
des Entwurfs zusteht; denn diese Geräte 
werden zum überwiegenden Teil nicht von 
Personen (z. B. Hausangestellten, Putz- 
frauen) verwendet, die herkömmlicherweise 
von der Arbeitsschutzgesetzgebung erfaßt 
werden. Keinesfalls aber kann das Gesetz 
hinsichtlich der in § 2 Abs. 2 Nr. 4 des Ent- 
wurfs genannten Sport- und Bastelgeräte 
sowie hinsichtlich des Spielzeugs noch als 
eine arbeitsschutzrechtliche Regelung im 
Sinne von Artikel 74 Nr. 12 GG angesehen 
werden. 

Diese Geräte können vielmehr nur dann 
von der Gesetzgebungskompetenz des Bun- 
des erfaßt werden, wenn das Gesetz auch 
dem Recht der Wirtschaft (Artikel 74 
Nr. 11 GG) zugerechnet wird. Dann aber 
muß der Anwendungsbereich des Gesetzes 
auf das gewerbsmäßige Inverkehrbringen 
oder Ausstellen technischer Arbeitsmittel 
beschränkt werden. Nach dem derzeitigen 
Wortlaut des Entwurfs würde beispiels- 
weise auch erfaßt, wer eine „Serie" gleich- 
artigen Spielzeugs (z. B. Puppen und Bau- 
klötze) entweder selbst ausstellt oder von 
einer Auslandsreise mitbringt und an seine 
eigenen oder an andere Kinder verschenkt, 
d. h. im Sinne von § 2 Abs. 3 des Entwurfs 
in Verkehr bringt. 

Zwar kann dem allgemeinen Teil der Ge- 
setzesbegründung wohl entnommen werden, 
daß bei den Begriffen Hersteller und Im- 
porteur ohnedies nur an Gewerbetreibende 
gedacht ist. Dies sollte aber nicht nur in 
der Begründung, sondern im Gesetz selbst 
klar zum Ausdruck kommen. 

b) Der Nebensatz „,die nicht als Einzelstücke 
hergestellt oder die noch nicht in Gebrauch 
genommen worden sind" ist zu streichen. 


Begründung 

Es ist nicht berechtigt, Einzelstücke anders 
zu behandeln als Serienstücke und sie aus 
dem Geltungsbereich des Gesetzes auszu- 
nehmen. In vielen Fällen ist es auch unklar, 
ob bzw. wann eine Fertigung in Einzel- 
stücken in Serienfertigung übergeht; zudem 
würde die verwaltungsmäßige Durchfüh- 
rung durch die Unterscheidung erhebliche 
Schwierigkeiten bereiten. 

Es ist dem Hersteller oder Einführer auch zu- 
zumuten, solche Arbeitsmittel unfallsicher 
in den Verkehr zu bringen, die vorher in 
Gebrauch waren. 

Schließlich würde die Streichung des Neben- 
satzes die Ratifizierung des Übereinkom- 
mens 119 über den Maschinenschutz er- 
leichtern. 

2. § 1 Abs. 2 Nr. 1 

ist wie folgt zu fassen; 

„ 1. Fahrzeuge, soweit sie verkehrstechnischer 
Vorschriften unterliegen;" 

Begründung 

Es besteht Interesse daran, daß Fahrzeuge nur 
in dem Umfang, in dem sie verkehrsrechtlichen 
Vorschriften genügen, vom Geltungsbereich des 
Gesetzes ausgenommen sind. Damit sollen auch 
solche Fahrzeuge erfaßt werden, die gleichzei- 
tig technische Arbeitsmittel sind. 

3. § 1 Abs. 2 Nr. 3 

ist wie folgt zu fassen: 

„3. technische Arbeitsmittel, die nach atom- 
rechtlichen Vorschriften besonderen Anfor- 
derungen genügen müssen;" 

Begründung 

Es ist nur beabsichtigt, diejenigen Arbeits- 
mittel vom Gesetz auszunehmen, für die be- 
sondere atomrechtliche Vorschriften gelten. 
Alle normalen Arbeitsmittel, die im Bereich 
der Geltung der atomrechtlichen Vorschriften 
Verwendung finden, sollen den Arbeitssiche- 
rungsbestimmungen des Gesetzes unterliegen. 

4. § 1 Abs. 2 Nr. 4 

Vor dem Wort „ausschließlich" sind die Worte 
„ihrer Bauart nach" einzufügen. 

Begründung 

Nur solche Arbeitsmittel, die wegen ihrer be- 
sonderen Bauart ausschließlich im Bereich der 


9 



Drucksache V/834 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Bundeswehr usw. verwendet werden, sollten 
vom Geltungsbereich des Gesetzes ausgenom- 
men werden. In allen anderen Fällen besteht 
kein zureichender Grund, das Gesetz nicht für 
anwendbar zu erklären. 

5. § 2 Abs. 4 

Das Wort „öffentliche'' ist zu streichen. 
Begründung 

Auch in solchen Messen, die nicht der Allge- 
meinheit zugänglich sind, wie z. B. Händler- 
messen, müssen hier berücksichtigt werden. 

6. § 3 Abs. 1 Satz 1 

a) Der erste Halbsatz ist wie folgt zu fassen: 

„Der Hersteller oder Einführer von tedi- 
nischen Arbeitsmitteln darf diese nur in 
den Verkehr bringen oder ausstellen, wenn 
sie nach den für ihre Verwendung im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes einheitlich gel- 
tenden Vorschriften über Bauart und Schutz- 
ausrüstung und im übrigen nach den allge- 
mein anerkannten Regeln der Technik so 
beschaffen sind, daß Benutzer oder Dritte 
bei ihrer bestimmungsgemäßen Verwen- 
dung gegen Gefahren für Leben oder Ge- 
sundheit soweit geschützt sind, wie es die 
Art der bestimmungsgemäßen Verwendung 
gestattet;" 

Begründung 

Es muß sichergestellt werden, daß nur 
solche technischen Arbeitsmittel hergestellt 
oder in den Verkehr gebracht werden, die 
den auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes 
erlassenen Rechtsvorschriften, insbesondere 
den auf Grund des § 120 e der Gewerbeord- 
nung erlassenen Rechtsvorschriften oder den 
Unfallverhütungsvorschriften entsprechen. 
Die Vorschriften müssen daher in § 3 rezi- 
piert werden. 

b) Der zweite Halbsatz ist wie folgt zu fassen; 

„dies gilt nicht, sofern die technischen Ar- 
beitsmittel nach den schriftlichen Angaben 
des Bestellers hergestellt worden und als 
Sonderanfertigung ausschließlich zur Ver- 
wendung in seinem Betrieb bestimmt sind." 

Begründung 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Aus- 
nahme ist nur gerechtfertigt für technische 
Arbeitsmittel, die als Sonderanfertigung 
nicht in jedem Betrieb verwendet werden 
können, da sonst die mit dem Gesetz be- 
zweckte Ausdehnung und Verlagerung des 
Maschinenschutzes auf die Produktions- 
ebene in großem Umfange umgangen wer- 
den könnte und die Überwachung durch 
die nach Landesrecht zuständigen Behörden 
erhebliche Schwierigkeiten bereiten würde. 


7. § 3 Abs. 1 Satz 2 

ist durch folgende Sätze zu ersetzen: 

„Von den Regeln nach Satz 1 darf abgewichen 
sein, wenn der Gefahrenschutz auf andere 
Weise gewährleistet und das technische Ar- 
beitsmittel von einem von der nach Landes- 
recht zuständigen Behörde anerkannten Sach- 
verständigen daraufhin geprüft worden ist, ob 
diese Voraussetzung erfüllt ist. Der Sachver- 
ständige hat über das Ergebnis der Prüfung 
eine Bescheinigung auszustellen." 

Begründung 

Nach § 4 obliegt die Aufsicht und damit die 
Verantwortung für die Durchführung des Ge- 
setzes den nach Landesrecht zuständigen Be- 
hörden; das werden in der Regel die Ge- 
werbeaufsichtsbehörden sein. In der Praxis wird 
eine ausreichende Überwachung des Gesetzes 
nur insoweit möglich sein, als die technischen 
Arbeitsmittel den allgemein anerkannten Re- 
geln der Technik entsprechend hergestellt wer- 
den. Für Abweichungen von diesen Regeln 
können die Behörden die im Gesetzentwurf 
vorgesehene Verantwortung nur übernehmen, 
wenn die technischen Arbeitsmittel bereits auf 
der Produktionsstufe von Sachverständigen 
einer Prüfung unterzogen worden sind. 

8. § 4 Abs. 1 Satz 2 

ist wie folgt zu fassen; 

„Die zuständige Behörde kann dem Hersteller 
oder Einführer das Inverkehrbringen oder Aus- 
stellen eines technischen Arbeitsmittels, das 
den Voraussetzungen des § ’3 nicht entspricht, 
untersagen." 

Begründung 

Die Vorschrift ist entbehrlich, soweit sie Grund- 
sätze des allgemeinen Verwaltungsrechts ent- 
hält. Im übrigen muß der Eindruck vermieden 
werden, daß etwa die zuständigen Behörden 
ermächtigt seien, dem Hersteller oder Einfüh- 
rer durch Verwaltungsakt Auflagen über die 
Konstruktion der Arbeitsmittel zu machen. 

9. § 4 Abs. 1 Sätze 3 und 4 

sind zu streichen. 

Begründung 

Die Sätze sind entbehrlich, weil sie lediglich 
Prinzipien des allgemeinen Verwaltungsrechts 
wiederholen. Sie könnten überdies zu einer un- 
richtigen Auslegung anderer Arbeitsschutzge- 
setze führen, in denen solche Hinweise fehlen. 

10. § 5 Abs. 1 

Die Worte „hat ... zu hören" sind durch die 
Worte „soll . . . hören" zu ersetzen. 
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Begründung 

Die Rechtswirksamkeit einer Untersagungsver- 
fügung sollte nicht davon abhängig gemacht 
werden, ob die Uberwachungsbehörde die Vor- 
aussetzungen für die Anhörung des Trägers 
der gesetzlichen Unfallversicherung richtig be- 
urteilt hat. 

11. § 5 Absätze 2 und 3 

sind zu streichen. 

Begründung 

Beide Absätze enthalten Anweisungen an die 
Behörde, die zum Inhalt von Verwaltungsvor- 
schriften gemacht werden können. 

12. § 6 Abs. 1 

ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Die zuständige Behörde kann vom Her- 
steller oder Einführer sowie von denjenigen, 
die technische Arbeitsmittel in den Verkehr 
bringen oder ausstellen, die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlichen Auskünfte und son- 
stige Unterstützung verlangen. Der Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen ver- 
weigern, ..." 

Begründung 

Es erscheint gerechtfertigt, nicht nur den Her- 
steller oder Einführer zur Erteilung von Aus- 
künften zu verpflichten, sondern auch denjeni- 
gen, der technische Arbeitsmittel in den Ver- 
kehr bringt oder ausstellt. 

13. § 6 Abs. 2 Satz 1 

a) In Zeile 3 sind vor den Worten „zum Zwecke 
des Inverkehrbringens" die Worte „herge- 
stellt werden," einzufügen. 

Begründung 

Die Behörde kann ihre Überwachungsfunk- 
tion nur dann wirksam erfüllen, wenn sie 
auch die Räume betreten kann, in denen 
die technischen Arbeitsmittel hergestellt 
werden. In der Praxis werden die Beauf- 
tragten der Behörde zu einer regelmäßigen 
Kontrolle nur in den Produktionsbetrieben, 
die sie aus Gründen des Arbeitsschutzes 
aufsuchen müssen, in der Lage sein. 

b) Am Schluß des Satzes 1 sind die Worte „zu 
nehmen" durch die Worte „nehmen zu las- 
sen" zu ersetzen. 

Begründung 

Der Aufsichtsbeamte soll nicht selbst in Be- 
trieb nehmen, sondern das Recht haben. 


sich das Arbeitsmittel im Betrieb vorführen 
zu lassen. 

14. § 6 Abs. 2 Satz 3 

ist zu streichen. 

Begründung 

Siehe Begründung zur Empfehlung unter lfd. 
Nr. 12, 

15. § 7 Abs. 1 Satz 2 

Das Wort „Aufsichtsbehörden" ist durch die 
Worte „für den Arbeitschutz zuständigen Be- 
hörden" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Bestimmung, wer als sachverständiger Län- 
dervertreter dem Ausschuß angehören soll, 
muß den für den Arbeitsschutz zuständigen Be- 
hörden der Länder überlassen bleiben. 

16. § 9 Abs. 1 

Die Worte „§ 8 Abs. 1" sind durch „§ 8" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung, daß in den Fällen des § 9 auch 
§ 8 Abs. 2 Anwendung findet. 

17. § 10 Abs. 1 

ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Begeht jemand in einem Betrieb eine 
nach § 8 Abs. 1 mit Geldbuße bedrohte Hand- 
lung, so kann gegen den Inhaber oder die in 
§ 9 aufgeführten Personen eine Geldbuße fest- 
gesetzt werden, wenn sie vorsätzlich oder fahr- 
lässig ihre Aufsichtspflicht verletzt haben und 
der Verstoß hierauf beruht." 

Begründung 

Die Verweisung auf § 9 vereinfacht die bishe- 
rige Fassung und bezieht zugleich den in § 9 
Abs. 2 aufgeführten Personenkreis vollstän- 
dig in die Regelung ein. 

18. § 11 

In Absatz 1 sind jeweils die Worte „oder als 
Prokurist" zu streichen. 

Begründung 

Es erscheint nicht gerechtfertigt, bei Ordnungs- 
widrigkeiten eines gewillkürten Vertreters die 
juristischen Personen und Personenhandels- 
gesellschaften einer strengeren Behandlung zu 
unterwerfen als den Einzelkaufmann. 
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Drucksache V/834 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

a) Dem Vorschlag wird zugestimmt, wenn die Ein- 
fügung „gewerbsmäßig", wie nachstehend emp- 
fohlen, erweitert wird: 

„Dieses Gesetz gilt für technische Arbeitsmit- 
tel, die der Hersteller oder Einführer ge- 
werbsmäßig oder selbständig im Rahmen 
einer wirtschaftlichen Unternehmung in den 
Verkehr bringt oder ausstellt." 

Das Gesetz sollte nicht nur für Hersteller und 
Einführer gelten, die ihr Geschäft in der Ab- 
sicht der Gewinnerzielung ausüben. Wenn sich 
öffentliche oder gemeinnützige Einrichtungen 
wirtschaftlich bestätigen — sei es, daß sie Pro- 
duktionsstätten oder Beschaffungsstellen unter- 
halten — , so sollte das Gesetz auch auf sie An- 
wendung finden, 

b) Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 2. bis 5. 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu 6. 

a) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Vorschlag ist verfassungsrechtlich bedenk- 
lich. Die Einfügung würde dazu führen, daß sie 
den Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung 
zustehende Rechtsetzungsbefugnis auf Nichtmit- 
glieder ausgedehnt würde. Die anzuwendenden 
Vorschriften wären für Hersteller und Einführer 
unübersichtlich. 

b) Dem Vorschlag kann nicht zugestimmt werden. 
Um jedoch dem Anliegen des Bundesrates weit- 
gehend Rechnung zu tragen, wird für § 3 Abs. 1 
Satz 1 zweiter Halbsatz folgende Fassung emp- 
fohlen: 

„Dies gilt nicht für technische Arbeitsmittel, 
die nach den schriftlichen Angaben dessen, 
der sie verwenden will, als Sonderanfertigung 
hergestellt worden sind." 

Da technische Arbeitsmittel nicht immer nur in 
Betrieben verwendet werden, muß eine Fassung 
gewählt werden, bei der auf die Merkmale „aus- 
schließlich" und „Betrieb" verzichtet ist. 

Zu 7. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Einschaltung von Sachverständigen bei jeder 
Abweichung von den allgemein anerkannten Re- 
geln der Technik kann zu erheblichen Produktions- 
verzögerungen führen. Überdies ist nicht zu erwar- 
ten, daß die erforderlichen Sachverständigen zur 
Verfügung stehen. 


Zu 8. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, wonach 
zunächst mit ausreichenden milderen Mitteln als 
dem der Untersagungsverfügung das Inverkehr- 
bringen oder Ausstellen ungeschützter technischer 
Arbeitsmittel verhindert werden muß, sollte in der 
Vorschrift ausgedrückt werden. 

Zu 9. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Vorschriften, sind nicht entbehrlich, denn es ist 
nicht ohne weiteres davon auszugehen, daß ihr In- 
halt allgemeinen Grundsätzen des Verwaltungs- 
rechts entspricht. 

Zu 10. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Für die Fälle, in denen weder Gefahr im Verzüge 
noch der Mangel des technischen Arbeitsmittels 
offensichtlich ist, ist es angebracht, der zuständigen 
Behörde vorzuschreiben, daß sie einen Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung hören muß. 

Zu 11. 

Dem Vorschlag zu § 5 Abs. 2 wird zugestimmt. 
Dem Vorschlag zu § 5 Abs. 3 wird nicht zugestimmt. 
Entsprechend dem Vorschlag des Wirtschaftsaus- 
schusses zu § 5 Abs. 3 wird folgende Fassung emp- 
fohlen: 

„(3) Wird gegen eine Untersagungsverfügung 
Widerspruch eingelegt, so soll die für die Ent- 
scheidung über den Widerspruch zuständige Be- 
hörde vor ihrer Entscheidung den Ausschuß für 
technische Arbeitsmittel hören." 

Im Streitfälle erscheint es zweckmäßig, den Aus- 
schuß für technische Arbeitsmittel einzuschalten. 
Dies sollte gesetzlich vorgesehen werden. 

Zu 12. bis 16. 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu 17. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt, 

§ 10 in der Fassung der Regierungsvorlage ent- 
spricht vergleichbaren Vorschriften in anderen 
Bundesgesetzen. Im vorliegenden Falle gibt es kei- 
nen besonderen Grund, den in § 9 Abs. 2 genann- 
ten Personenkreis in die Vorschrift einzubeziehen. 
Wenn für vergleichbare Tatbestände voneinander 
abweichende Vorschriften geschaffen werden, er- 
schwert dies die Rechtsanwendung. 

Zu 18. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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